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(Mr. 14136.) Geſetz zur Anderung des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch. Vom 
17. Mai 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 
Artikel 7 S 1 Abſ. 3 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch vom 20. Sep⸗ 
tember 1899 (Geſetzſamml. S. 177) erhält folgende Faſſung: 
Offentlich⸗rechtliche Kreditanſtalten, öffentlich⸗rechtliche Verſicherungsanſtalten 
ſowie Sparkaſſen, die nach 8 1 der Verordnung über die Sparkaſſen ſowie die kommu⸗ 
nalen Giroverbände und kommunalen Kreditinſtitute vom 20. Juli4. Auguſt 1932 
(Geſetzſamml. S. 241/275) oder durch ſtaatliche Verleihung Rechtsfähigkeit erlangt 
haben, können ein von ihnen beliehenes Grundſtück im Zwangsverſteigerungsverfahren 
ohne die Genehmigung erwerben. 


§ 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 16. Februar 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Kerrl. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 17. Mai 1934. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14137.) Polizeiverordnung über den Schutz der kirchlichen Feiertage. Vom 19. Mai 1934. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) in 
Verbindung mit § 8 Abſ. 1 der Verordnung über den Schutz der Sonn- und Feiertage vom 
16. März 1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 191) wird im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des 
Innern für das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


§ 1. 

In Gemeinden mit überwiegend evangeliſcher Bevölkerung ſind die ſtaatlich nicht anerkannten 
evangeliſchen kirchlichen Feiertage, in Gemeinden mit überwiegend katholiſcher Bevölkerung die 
ſtaatlich nicht anerkannten katholiſchen kirchlichen Feiertage von Mitternacht zu Mitternacht nach 
Maßgabe der folgenden Vorſchriften geſchützt. 

f 8.2. 

Verboten find alle öffentlich bemerkbaren Arbeiten, die geeignet ſind, die äußere Ruhe des 
Tages zu beeinträchtigen, ſofern ihre Ausführung nicht an Sonntagen nach Reichsrecht beſonders 
zugelaſſen iſt. 
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§ 3. 

Das Verbot des § 2 gilt nicht: 22 

1. für den Betrieb der Deutſchen Reichspoſt und der Deutſchen Reichsbahn ſowie ſonſtiger 
Eiſenbahnunternehmungen; 

2. für unaufſchiebbare Arbeiten, die zur Befriedigung häuslicher oder landwirtſchaftlicher 
Bedürfniſſe, zur Abwendung eines erheblichen Schadens an Geſundheit oder Eigentum, 
im Intereſſe öffentlicher Einrichtungen oder Anſtalten, zur Verhütung eines Notſtandes 
oder zur Vorbereitung der am folgenden Tage ſtattfindenden Märkte erforderlich ſind; 

3. für leichtere Arbeiten in Hausgärten oder dieſen gleichzuachtenden Gärten, die von den 
Beſitzern ſelbſt oder ihren Angehörigen vorgenommen werden. 


§ 4. 
(1) Während der ortsüblichen Zeit des Hauptgottesdienſtes find verboten: 
1. öffentliche Verſammlungen, ſofern hierdurch der Gottesdienſt unmittelbar geſtört wird; 
2. Auf⸗ und Umzüge, ſportliche und turneriſche Veranſtaltungen ſowie Hetz⸗ und Treibjagden 
auf Wild, ſofern hierdurch der Gottesdienſt unmittelbar geſtört wird. 
(2) Die Landespolizeibehörden können aus wichtigen Gründen Ausnahmen zulaſſen. 


S 5. 
In überwiegend evangeliſchen Gemeinden ſind am Totenſonntag, in überwiegend katholiſchen 
Gemeinden am Allerſeelentag verboten: 
1. in Räumen mit Schankbetrieb muſikaliſche Darbietungen aller Art; 
2. alle anderen der Unterhaltung dienenden öffentlichen Veranſtaltungen, ſofern bei ihnen 
nicht der dieſem Tage entſprechende ernſte Charakter gewahrt iſt. 


§ 6. 

Am Tage vor Weihnachten und in der Woche vor Oſtern ſind öffentliche Tanzluſtbarkeiten 

unterſagt. 15 
§ 7. 

Als Orte mit überwiegend evangeliſcher oder katholiſcher Bevölkerung gelten die Gemeinden, 
in denen nach der letzten Volkszählung die evangeliſche oder katholiſche Bevölkerung mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung zählt. 

§ 8. 

Wer den Vorſchriften der SS 2 bis 6 dieſer Verordnung zuwiderhandelt, wird gemäß § 366 
Ziffer 1 des Reichsſtrafgeſetzbuchs mit Geldſtrafe bis zu 150 AM oder mit Haft bis zu vierzehn 
Tagen beſtraft. 

89. 
Dieſe Polizeiverordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 


Berlin, den 19. Mai 1934. f 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Im Auftrage: 
Loehrs. 


Herausgegeben vom Preußiſchen Staatsminiſterium. — Druck: Preußiſche Druckerei⸗ und 
Re Verlags⸗Aktiengeſellſchaft, Berlin. 5 
Verlag: R. v. Decker's Verlag, G. Schenck, Berlin WI, Linkſtraße 35. (Poſtſcheckkonto Berlin 9059.) 
Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten (Bezugspreis 1,10 RM vierteljährlich): 
einzelne Vun nie und Jahrgänge (auch ältere) können unmittelbar vom Verlag und durch den Buchhandel bezogen werden. 
Preis für den achtſeitigen Bogen oder den Bogenteil 20 Rpf., bei größeren Beſtellungen 10 bis 40 v. H. Preisermäßigung. 


